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Wenn die Polizei plötzlich vor der Türe steht... 
Experten-„Lebenshilfe" vom Frankfurter Stadtkurier 

Das Recht, zu schwei­
gen ist vielen Bürgern 
nicht bekannt, zumindest 
herrscht oft Unklarheit: 
Was darf man, was sollte 
man besser lassen, wenn 
man es mit der Polizei zu 
tun hat. Der Frankfurter 
Stadtkurier will in Zukunft 
öfter Lebenshilfe geben. 
Auch in Fragen des Rechts. 
Kleine Hilfen für unsere 
Leser. Rechtsanwalt Uwe 
Lenhart hat sich im Rhein-
Main-Gebiet ganz speziell 
in Sachen Verkehrsrecht 
einen Ruf als „Paragra­
fen-Enger erworben. Wir 
wollen im Sinne unserer 
Leser von seinem umfang­
reichen Wissen profitieren 
und haben ihn gebeten, 
uns für diese Ausgabe über 
das „Recht zu schweigen™ 
besser ins Bild zu setzen. 
Nachstehend sein erstes 
Beispiel aus dem Alltag 
eines ganz normalen Ver­
kehrsteilnehmers. Lesen Sie 
Uwe Lenharts Kommentar, 
ebenso seine drei einleuch­
tenden Beispiele, die auch 
uns „passieren" könnten. 

H. R. 

Ein Fahrzeughalter bekommt 
Besuch von der Polizei. Diese 
konfrontiert ihn mit dem Vor­
wurf eines Vergehens im 
Straßenverkehr und gibt dem 
Autofahrer Gelegenheit, sich 
hierzu zu äußern. Der Beschul­
digte sagt gar nichts. Er macht 
von seinem Schweigerecht 

Gebrauch. Eine gute Entschei­
dung? Auf jeden Fall! Unabhän­
gig davon, dass man von einer 
solchen Anhörung durch die 
Polizei regelmäßig überrumpelt 
wird, kennt man zu dieser Zeit 
nicht die vollständige Sach- und 
vor allem Beweislage. Handelt 
es sich nämlich um eine so 
genannte Kennzeichenanzeige 
ohne konkrete Beschreibung 
des Fahrers zur Tatzeit, wird es 
der Justiz ohne Einlassung zur 
Fahrereigenschaft nicht gelin­
gen, den Täter ausfindig zu 
machen. Mit der Angabe, das 
Auto zur fraglichen Zeit geführt 
zu haben, würde man sich zum 
Beweismittel gegen sich selbst 
machen. Weder dürfen auf 
Grund der Haltereigenschaft 
Rückschlüsse auf den Fahrer zur 
Tatzeit gezogen werden, noch 
darf die Justiz ein Schweigen 
des Beschuldigten zu dessen 
Nachteil würdigen. Anderes gilt 
aber, wenn der Betroffene die 
Beantwortung an ihn gestell­
ter Fragen nicht grundsätz­
lich verweigert, sondern nur 
lückenhafte Angaben macht. 
Dann dürfen für ihn hieraus 
nachteilige Schlüsse gezogen 
werden. Eine Äußerung ohne 
Kenntnis der Akten kann einen 
fatalen Fehler darstellen, der 
im weiteren Verfahrensverlauf 
nicht wieder gut zu machen ist. 
Schweige- und Akteneinsichts­
recht stellen das Kernstück der 
Verteidigung dar. Diese basie­
ren auf verschiedenen rechts­
staatlichen Prinzipien. Nur wer 
den Vorwurf kennt und weiß, 
worauf dieser beruht und durch 

Lenhart Uwe Rechtsanwalt 

welche Beweismittel er gestützt 
werden soll, kann sich aktiv 
und effektiv verteidigen. Jeder, 
der von der Polizei - auch auf 
frischer Tat - angetroffen oder 
aufgesucht wird, sollte dieser 
gegenüber keinerlei Angaben 
machen, sondern konsequent 
schweigen. Teilen Sie mit, sich 

gegebenenfalls über Ihren 
Anwalt äußern zu werden. Hier 
gilt ganz besonders: Reden ist 
Silber, Schweigen ist Gold. 

Der Autor ist Fachanwalt 
für Verkehrsrecht in Frank­
furt am Main 
(www.lenhart-ra.de). 

Das Recht, zu schweigen 
1. Fall: 
Hätte er doch geschwie­
gen 
Ein 35-Jähriger Bankkauf­
mann kommt im angetrun­
kenen Zustand mit dem auf 
seine Ehefrau zugelassenen 
Pkw auf einer Autobahnab­
fahrt um 3 Uhr nachts gegen 
die Leitplanken. Ohne Polizei 
oder geschädigte Autobahn-
meisterei zu verständigen 
fährt er weiter nach Hause. Es 
gibt keine Zeugen. Da bei dem 
Unfall von dem Fahrzeug das 
vordere Kennzeichen abgefal­
len war, ermittelt die Polizei die 
Halteranschrift und sucht diese 
zwei Stunden später, gegen 5 
Uhr, auf. Von der Polizei auf 
den Unfall und den in der 
Hofeinfahrt parkenden beschä­
digten Pkw angesprochen, 
gibt der Fahrer sofort und 
ohne eine Möglichkeit der Poli­
zei, diesen vorher über seine 
Rechte zu belehren, an, dass 
er gefahren sei. Die Verteidi­
gung trägt vor, dass die Äuße­
rungen, die der Beschuldigte in 
der ohne Belehrung durchge­
führten Vernehmung gemacht 
hat, nicht verwertet werden 
dürfen. Stimmt nicht, so das 
Beschwerdegericht, da es sich 
um eine so genannte Spon­
tanäußerung handelt. Gegen 

den Beschuldigten wird wegen 
Trunkenheitsfahrt und Unfall­
flucht eine Geldstrafe von 65 
Tagessätzen verhängt und die 
Fahrerlaubnis für 14 Vi Monate 
entzogen. Hätte sich der Fahrer 
gegenüber der Polizei nicht 
geäußert, also geschwiegen, 
hätte das Verfahren mangels 
hinreichenden Tatverdachts 
eingestellt werden müssen. 
2. Fall: 
Keine Äußerung wäre 
besser gewesen 
Einem nach längerer Arbeits­
losigkeit noch in der Pro­
bezeit wieder gekündigten 
46-Jährigen Abteilungsleiter 
wird vorgeworfen, einen Lkw 
durch Betätigen der Lichthupe 
zum Verlassen der Fahrspur 
genötigt, diesen anschließend 
überholt und dann ausge­
bremst zu haben. Der Lkw-
Fahrer hinter dem überholten 
Lkw musste seinerseits brem­
sen und zeigt den Pkw-Fahrer 
an. 
Den Fahrer des Pkw konnte 
der Lkw-Führer nicht sehen. 
Auf die Vorladung der Poli­
zei an den Halter des betref­
fenden Pkw schreibt dieser 
der Polizei einen Brief. 
Er räumt erst einmal ein, 
überhaupt Fahrer zur Tatzeit 
gewesen zu sein, bestätigt die 

Angaben des Lkw-Fahrers im 
Großen und Ganzen, schildert 
seine psychischen Belastungen 
auf Grund privater und beruf­
licher Ereignisse, zeigt Reue 
und bittet um Nachsicht. 
Gegen den Beschuldigten wird 
wegen Nötigung im Straßen­
verkehr eine Geldstrafe von 
40 Tagessätzen und ein Fahr­
verbot von 3 Monaten ver­
hängt. Hätte sich der Fahrer 
gegenüber der Polizei nicht 
geäußert, also geschwiegen, 
hätte das Verfahren mangels 
hinreichenden Tatverdachts 
eingestellt werden müssen. 
3. Fall: 
Sekundenschlaf und 
gleich geredet.. . 
Ein 36-Jähr iger Außen­
dienstmitarbei ter eines 
Schlüsseldienstes kommt in 
einer Kurve auf der Auto­
bahn von der Fahrbahn ab 
und gerät gegen die Leit­
planken. In der Verneh­
mung durch die Polizei gibt 
der Autofahrer an, übermü­
det in einen Sekundenschlaf 

geraten zu sein, da er in der 
Nacht lange in einer Disco 
gewesen wäre. 
Die S taa tsanwa l tscha f t 
leitet gegen den Beschul­
digten ein Strafverfahren 
ein und wirft diesem vor, 
ein Fahrzeug geführt zu 
haben, obwohl er infolge 
Übermüdung nicht in der 
Lage war, dieses sicher zu 
führen (§ 315c Abs. 2 Nr. 
1 Lit b StGB). Die Staats­
anwaltschaft beantragt bei 
Gericht, dem betroffenen 
Autofahrer den Führer­
schein zu entziehen. Hätte 
sich der Fahrer gegenüber 
der Polizei nicht geäußert, 
also geschwiegen, hätte 
das Verfahren mangels hin­
reichenden Tatverdachts 
eingestellt werden müssen. 
Hätte sich der Fahrer gegen­
über der Polizei nicht geäu­
ßert, also geschwiegen, 
hätte höchstens ein Buß­
geld wegen Verursachung 
eines Verkehrsunfalls fest­
gesetzt werden können. 
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